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Vorwort 3

Das Lehr- und Arbeitsbuch „Demokratie gestalten“ ist ein modernes, handlungsorientiertes Lehr-
werk für das Fach Sozialkunde (Neue Fachbezeichnung ab 01.09.2020: „Politik und Gesellschaft“) 
an bayerischen Berufsschulen. Es ist bestimmt für:

•	 Technisch-gewerbliche und sozialpflegerische Ausbildungsberufe
•	 Kaufmännische Ausbildungsberufe 
•	 Berufsfachschulen, da die wichtigsten Lehrplaninhalte dieser Schulform abgedeckt sind

Diesem Buch liegt der aktuelle Lehrplan für die Berufs- und Berufsfachschule im Fach Sozial-
kunde von 2011 zugrunde. Die KMK-Rahmenvereinbarung über die Berufsschule (Beschluss der 
Kultusministerkonferenz vom 07.05.2008) wurde ebenso berücksichtigt wie die Kriterien des DQR 
(Deutscher Qualifikationsrahmen) und des EQR (Europäischer Qualifikationsrahmen).

„Demokratie gestalten“ vermittelt den Schülerinnen und Schülern ein solides Grundwissen, das 
unter Berücksichtigung der neuesten didaktischen und methodischen Erkenntnisse präsentiert 
wird. Auf aktuelles Material wurde großer Wert gelegt. Zur Verdeutlichung exemplarischer Ent-
wicklungen wurden nur dann ältere Daten/Statistiken berücksichtigt, wenn kein verwertbares 
aktuelles Material vorlag.

Damit ermöglicht das Buch eine fundierte, problemorientierte Auseinandersetzung mit politi-
schen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Themen. So entwickelt sich eine gesellschaft-
liche Handlungskompetenz, die Schülerinnen und Schüler anregen soll, Demokratie zu gestalten.
Die ausführliche, erläuternde Marginalspalte hilft bei der Erarbeitung des Stoffes und hält zudem 
ergänzende Informationen und Materialien für eine vertiefte Bearbeitung der Themen bereit. Da-
mit gewährleistet und fördert das Buch die Entwicklung des selbstorganisierten Lernens.

Hinweise für die Arbeit mit diesem Buch

Folgende Textelemente erleichtern das Arbeiten und Lernen:

Wenn nicht alle Inhalte im Unterricht durchgenommen werden können, bietet dieses Buch dem 
interessierten Leser die Möglichkeit zur umfassenden Eigeninformation.

Die Verwendung nur eines grammatischen Geschlechts dient ausschließlich der Optimierung des 
Leseflusses. Sie stellt keine geschlechtsspezifische Wertung dar.

Die Autoren und der Verlag wünschen sich, dass die Arbeit mit dem Buch Freude macht. Wenn 
das der Fall ist, ist es ein guter Beitrag zum  aktiven „Demokratie gestalten“.

Ihr Feedback ist uns wichtig

Wenn Sie mithelfen möchten, dieses Buch für die kommenden Auflagen zu verbessern, schreiben 
Sie uns unter lektorat@europa-lehrmittel.de.

Ihre Hinweise und Verbesserungsvorschläge nehmen wir gerne auf.

Haan-Gruiten, im Winter 2016/2017� Autoren und Verlag

Hier befinden sich „Fragen und Arbeitsaufgaben“. Die angesprochenen Sachthemen und Fra-
gestellungen sollen vertieft durchdacht werden.

In „Zusammenfassung“ stehen – knapp und präzise – die wichtigsten Inhalte des jeweiligen 
Kapitels. Diese Inhalte sollten gründlich gelernt werden.

Zusammenfassung

Der „Wissens-Check“ ermöglicht sowohl das selbstständige Einüben und Wiederholen des 
Stoffes als auch den Einsatz im Klassenverband. Wer diese Fragen beantworten kann, hat sich 
ein solides Wissen erarbeitet.

Wissens-Check
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A Ausbildung und Beruf10

Duales 
Ausbildungssystem

Bis zum Ende des 18. Jahrhunderts war die menschliche Arbeit 
von handwerklicher Arbeitsteilung geprägt. Es gab nur wenige 
Handwerksberufe wie z. B. Bäcker, Schuster, Schneider, Müller, 
Schmied. Die Handwerker stellten meist ein ganzes Stück (z. B. 
ein Brot, einen Schuh oder eine Hose) selbst her. Die Vielzahl 
 unterschiedlichster Berufe entwickelte sich erst im Zuge der Indus-
trialisierung. Der Herstellungsprozess wurde in viele einzelne 
 Arbeitsgänge und Tätigkeiten aufgeteilt. Diese haben sich zu ei-
genen Berufen entwickelt. Heute sind an der Herstellung einer 
modernen Werkzeugmaschine viele hoch qualifizierte Experten 
und spezialisierte Fachkräfte beteiligt. Die Entwicklung und Her-
stellung neuer und verbesserter Güter bringt neue und anspruchs-
vollere Berufe hervor. Mit den gestiegenen Anforderungen ist es 
nicht mehr möglich, jeden Beruf unabhängig von der Schulbildung 
zu erlernen. Viele Betriebe fordern bereits einen mittleren Schul-
abschluss oder gar das Abitur als Einstellungsvoraussetzung.

Eine Berufsausbildung kann grundsätzlich im „dualen System“ 
oder an Berufsfachschulen absolviert werden. Die schulische Be-
rufsausbildung an Berufsfachschulen umfasst allgemeinbildende 
und berufsbezogene Fächer. Der praktische Teil der Berufsausbil-
dung wird auch in der Schule vermittelt.
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Interpretieren Sie die Grafik. (Vergleichszahlen aus dem Jahr 
2004: Ohne Berufsausbildung 15 %; Duale Berufsausbildung und 
Berufsfachschulen 59 %; Studium 19 %)

1

Berufsfachschulen:

Dauer zwei bis drei Jahre in den 
Berufsfeldern
u  Gewerblich-technisch
u  Fremdsprachen
u  Hauswirtschaft, Kinderpflege, 

Sozialpflege
u Gastronomie
u technische Assistenzberufe
u Gesundheitswesen
u Musik

Duales Studium:

Als duales Studium wird ein 
Hochschulstudium verstanden, 
das mit einer Ausbildung in 
einem Unternehmen verbunden 
ist bzw. in Unternehmen vertiefte 
Praxisphasen vorsieht.



1 Duales Ausbildungssystem 11

Findet die berufliche Ausbildung in der Berufsschule und im Betrieb 
statt, spricht man von einer Berufsausbildung im dualen Sys tem. 
Die Ausbildung an den verschiedenen Lernorten soll sich ergän-
zen und dauert, je nach Ausbildungsberuf und Vorbildung, zwei bis 
dreieinhalb Jahre. Die Berufsschule deckt den theoretischen Teil 
der Ausbildung ab. Fachtheoretische Kenntnisse für den jeweiligen 
Beruf werden vermittelt und die Allgemeinbildung wird gefördert. 
Der Betrieb übernimmt als Partner im dualen System die praktische 
Ausbildung und ermöglicht den Erwerb der erforderlichen Berufs-
erfahrung während der Ausbildung.

Der Unterricht erfolgt als Teilzeitunterricht und kann als
u Einzeltagesunterricht oder 
u Blockunterricht
organisiert sein.

 Schulpflicht – Berufsschulpflicht
Die Berufsschule ist für die meisten jungen Auszubildenden eine 
Pflichtschule. Zum Besuch der Berufsschule ist verpflichtet, wer ein 
Ausbildungsverhältnis eingeht. Davon ausgenommen sind Auszu-
bildende
u  mit Hochschulreife
u  die zu Schuljahresbeginn das 21. Lebensjahr vollendet haben
u die bereits eine Berufsausbildung absolviert haben. 

Die Schulpflicht gliedert sich in die Vollzeitschulpflicht und die 
Berufsschulpflicht. Sie dauert in der Regel zwölf Jahre und enthält 
zumeist drei Jahre Berufsschule. Mit dem Bestehen der Berufsab-
schlussprüfung endet die Berufsschulpflicht. 

Bei folgenden Leistungen im Abschlusszeugnis der Berufsschule:
u Notendurchschnitt 3,0 oder besser und
u Note 4 oder besser in Englisch
verleiht die Berufsschule den mittleren Schulabschluss, wenn ein 
Berufsabschluss vorliegt.

Den Quabi erhält auf Antrag bei seiner Mittelschule, wer
u einen Quali besitzt und
u im Berufsabschluss die Note 3,0 oder besser nachweist und
u mindestens ausreichende Englischkenntnisse nachweist.

Jugendliche, die keinen Ausbildungsberuf erlernen, haben nach 
neun Schulbesuchsjahren die Vollzeitschulpflicht erfüllt. Sie sind 
aber weiterhin schulpflichtig, wenn sie keinen mittleren Schulab-
schluss haben. Als Jugendliche ohne Ausbildungsplatz (JoA) erfül-
len Sie ihre restliche Schulpflicht an einer Berufsschule.

Berufsschulpflichtige ohne Ausbildungsplatz können ein Berufsvor-
bereitungsjahr (BVJ) besuchen. In einem Jahr mit zumeist Vollzeit-
unterricht werden sie auf eine Berufsausbildung oder eine beruf-
liche Tätigkeit vorbereitet.
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Warum gibt es in der Berufsschule Blockunterricht und Einzel-
tagesunterricht? Notieren Sie mögliche Argumente für beide 
Formen.

Einzeltagesunterricht:

Ein bis zwei Tage Unterricht pro 
Woche

Blockunterricht:

Mehrmals im Jahr eine oder meh-
rere Wochen Unterricht

Vollzeitschulpflicht:

Sie ist nach neun Schulbesuchs-
jahren erfüllt.

Quabi:

Qualifizierter beruflicher 
 Bildungsabschluss (mittlerer 
 Bildungsabschluss)
Quali:

Qualifizierender Mittelschul-
 abschluss

Schulpflicht:

Sie ist im Bayerischen 
Erziehungs- und Unterrichts-
gesetz (BayEUG) geregelt.



A Ausbildung und Beruf12

Wer einen mittleren Schulabschluss erreicht hat (z.B. erfolgreicher 
Realschulabschluss oder Bestehen der zehnten Klasse Gymnasium), 
ist von der Schulpflicht befreit. 

Hochschulzugangsberechtigte, Personen die eine Zweitausbildung 
absolvieren, und Auszubildende, die das 21. Lebensjahr zum Schul-
jahresbeginn vollendet haben, sind berufsschulberechtigt. Wäh-
rend einer Berufsausbildung dürfen sie die Berufsschule besuchen. 
Der Betrieb muss sie für den Besuch der Berufsschule freistellen.

Eine duale Berufsausbildung mit dem Erwerb der Fachhochschul-
reife kann mit dem doppelqualifizierenden Bildungsgang erworben 
werden. Parallel zu einer zweieinhalbjährigen Berufsausbildung 
wird die Fachhochschulreife vermittelt. Zusätzlich besuchen die 
Schüler während einem anschließenden halben Jahr in Vollzeit-
unterricht die Fachoberschule. Als Bildungsvoraussetzung wird 
der mittlere Schulabschluss verlangt. Hierbei muss in den Fächern 
Deutsch, Englisch und Mathematik mindestens die Note befriedi-
gend vorliegen.
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Die duale Ausbildung findet in Berufsschule und Betrieb statt.

Die Berufsschule deckt den theoretischen Teil der Ausbildung ab, der Betrieb den praktischen.

Die Schulpflicht dauert zwölf Jahre. Bei bestimmten Leistungen verleihen die Berufsschule 
oder die Mittelschule einen mittleren Bildungsabschluss. 

Zusammenfassung

1. Nennen Sie die Ausbildungspartner der dualen Ausbildung.

2. Martin bricht nach einem Jahr die Ausbildung zum Einzelhandelskaufmann ab.

 Hat er die Schulpflicht erfüllt? Welche Möglichkeiten gibt es?

Wissens-Check

Hochschulzugangsberechtigte:

Schüler mit Abitur oder einem 
ähnlichen Schulabschluss, der 
zu einem Studium an einer Uni-
versität oder Fachhochschule 
berechtigt

Quelle: Deutscher Industrie- und  Handelskammertag – http://www.dihk.de/themen felder/aus-und-weiterbildung/ausbildung/ausbildungs statistiken/zahlen-daten-fakten
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Berufsausbildungsvertrag
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Welche Unterschiede zwischen historischen Lehrverhältnissen 
und modernen Berufsausbildungsverhältnissen stellen Sie fest?

§ 10 BBiG (Vertrag)

(1) Wer andere Personen zur Berufsausbildung einstellt (Aus-
bildender) hat mit dem Auszubildenden einen Berufsausbil-
dungsvertrag zu schließen.

§ 11 BBiG (Vertragsniederschrift)

(1) Ausbildende haben unverzüglich nach Abschluss des Be-
rufsausbildungsvertrages … den wesentlichen Inhalt des Ver-
trages … schriftlich niederzulegen.

BBiG:

Berufsbildungsgesetz, gilt für 
ausbildende Betriebe, jedoch 
nicht für berufsbildende Schulen.
Es regelt die Berufsausbildung, 
die berufliche Fortbildung und die 
berufliche Umschulung.

Auszug aus einem Lehrvertrag von 1864
Eduard Groß in Grünberg einerseits und Philipp Walther in Biedenkopf andererseits haben folgende Übereinkunft getroffen:
Groß nimmt den Sohn des Ph. Walther mit Namen Georg auf vier Jahre auf zwar vom 15ten Oktober 1864 bis dahin 1868, 
als Lehrling in sein Geschäft auf. Groß macht sich verbindlich, seinen Lehrling in Allen dem, was in seinem Geschäft vorkommt, 
gewissenhaft zu unterrichten, ein wachsames Auge auf sein sittliches Betragen zu haben und ihm Kost und Logis in seinem Hause 
frei zu geben. Groß gibt seinem Lehrling alle 14 Tage des Sonntags von 12 bis 5 Uhr frei (...).
Groß (=Ausbildender) verzichtet auf ein Lehrgeld, hat aber dagegen die Lehrzeit auf vier Jahre ausgedehnt. (...) 
Der junge Walther darf während der Dauer seiner Lehrzeit kein eigenes Geld führen, sondern die Ausgaben, welche nicht 
von seinem Vater direkt bestritten werden, gehen durch die Hände des Lehrherrn. (...)
Darf der Lehrling während seiner Lehrzeit kein Wirtshaus oder Tanzbelustigung besuchen, er müsste denn ausdrücklich die 
Erlaubnis hierzu von seinem Vater oder Lehrherrn erhalten haben und dann besonders darf er auch nicht rauchen im Geschäft 
oder außer demselben, es bleibt ganz untersagt. (...)
Grünberg und Biedenkopf, den 27.November 1864

Vor Beginn einer Berufsausbildung wird zwischen dem Ausbilden-
den und dem Auszubildenden ein Berufsausbildungsvertrag ge-
schlossen (§ 10 BBiG). Dieser Vertrag dokumentiert ein besonderes 
Arbeitsverhältnis, das den Auszubildenden schützt, ihm aber auch 
Pflichten auferlegt. Der Ausbildende übernimmt ebenfalls Rechte 
und Pflichten.

www.gesetze-im-internet.de/
bbig_2005/
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Rechte und Pflichten 
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Der Berufsausbildungsvertrag wird von den zuständigen Stellen 
(z.B. der Handwerkskammer, Industrie- und Handelskammer) ge-
prüft. Mit dem Eintrag in das Verzeichnis der Berufsausbildungs-
verhältnisse entsteht ein rechtskräftiges Dokument.
Die Eintragung wird nur vorgenommen, wenn folgende Bedin-
gungen erfüllt sind:
u  Der Berufsausbildungsvertrag entspricht den gesetzlichen Vor-

gaben.
u  Ein Auszubildender unter 18 Jahren legt eine Bescheinigung 

über die Erst untersuchung vor.
u  Die persönliche und fachliche Eignung des Ausbildungsper-

sonals sowie die Eignung der Ausbildungsstätte wird bestätigt 
(§ 32 BBiG, § 29 HwO).

Wer sind die Vertragspartner eines Berufsausbildungsvertrages?

Persönliche und fachliche   
Eignung:

Sie wird erworben durch:
u die Meisterprüfung
u die Technikerprüfung
u ein Studium
u die Ausbildereignungsprüfung

Der Ausbildende …
… hat dafür zu sorgen, dass dem 
Auszubildenden die berufliche 
Handlungsfähigkeit vermittelt 
wird, die zum Erreichen des Aus-
bildungszieles erforderlich ist.
… hat die Berufsausbildung in 
einer durch ihren Zweck ge-
botenen Form planmäßig, zeit-
lich und sachlich gegliedert so 
durchzuführen, dass das Ausbil-
dungsziel in der vorgesehenen 
Ausbildungszeit erreicht werden 
kann.
… darf dem Auszubildenden 
nur Aufgaben übertragen, die 
dem Ausbildungszweck dienen 
und seinen körperlichen Kräften 
angemessen sind.
… hat den Auszubildenden zum 
Besuch der Berufsschule sowie 
zum Führen von schriftlichen 
Ausbildungsnachweisen (z.B. 
Berichtsheft) anzuhalten und 
diese durchzusehen.
… hat selbst auszubilden oder 
einen Ausbilder oder eine 
Ausbilderin ausdrücklich da-
mit zu beauftragen.. 

… hat dafür Sorge zu tragen, 
dass der Auszubildende charak-
terlich gefördert sowie sittlich 
und körperlich nicht gefährdet 
wird.

… hat dem Auszubildenden kos-
tenlos die Ausbildungsmittel, ins-
besondere Werkzeuge und Werk-
stoffe, zur Verfügung zu stellen.

Der Auszubildende …

… muss sich bemühen, die be-
rufliche Handlungsfähigkeit zu 
erwerben, die zum Erreichen 
des Ausbildungszieles erforder-
lich ist.

… muss die im Rahmen der 
Berufsausbildung aufgetragenen 
Aufgaben sorgfältig ausfüh ren.

… hat an Ausbildungsmaß-
nahmen teilzunehmen, für die 
er freigestellt wird (z.B. Berufs-
schulunterricht, Lehrgänge der 
Innung oder Kammern). 

… hat den Weisungen zu folgen, 
die ihm im Rahmen der Berufs-
ausbildung von Ausbildern bzw. 
Ausbilderinnen oder von ande-
ren weisungsberechtigten Per-
sonen erteilt werden.
… muss die für die Ausbil-
dungsstätte geltende Ordnung 
beachten.
… ist verpflichtet, über Betriebs- 
und Geschäftsgeheimnisse Still-
schweigen zu bewahren.
… hat Werkzeuge, Maschinen 
und sonstige Einrichtungen 
pfleglich zu behandeln.
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Ausbildungsdauer
Die Dauer der Ausbildung ist in der jeweiligen Ausbildungsord-
nung vorgeschrieben und muss im Berufsausbildungsvertrag fest-
gelegt sein. Sie beträgt je nach Ausbildungsberuf zwischen zwei 
und dreieinhalb Jahren. Normalerweise endet das Berufsausbil-
dungsverhältnis mit Ablauf der vorgeschriebenen Ausbildungs-
dauer. In bestimmten Fällen kann die Ausbildungszeit durch die 
zuständige Stelle verkürzt oder verlängert werden.
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Ausbildungsdauer:

u  2 Jahre
z. B. Fachlagerist/-in,
Tiefbaufacharbeiter/-in

u  3 Jahre
z. B. Tischler/-in,
Informatikkaufmann/-frau

u  3 1/2 Jahre
z. B. Zahntechniker/-in,
Kfz-Mechatroniker/-in

§ 21 BBiG (Beendigung)

(2) Bestehen Auszubildende vor Ablauf der Ausbildungszeit die 
Abschlussprüfung, so endet das Berufsausbildungsverhältnis mit 
Bekanntgabe des Ergebnisses durch den Prüfungsausschuss.

Verkürzung der Ausbildungszeit
Der Auszubildende kann auf Antrag während der Ausbildung vor-
zeitig zur Prüfung zugelassen werden. Die zuständige Stelle geneh-
migt in der Regel eine Verkürzung um sechs Monate, wenn zwei 
Bedingungen erfüllt sind:

u  Der Auszubildende hat gute Leistungen in der betrieblichen 
Ausbildung erbracht und der Ausbildungsbetrieb befürwortet die 
vorzeitige Zulassung.

u  Der Auszubildende weist in den berufsbezogenen Fächern der Be-
rufsschule gute Leistungen nach.

Die Ausbildungszeit kann auch aufgrund der schulischen Vorbil-
dung verkürzt werden, z. B. für Abiturienten.

Verlängerung der Ausbildungsdauer
Besteht der Auszubildende innerhalb der Ausbildungszeit die Prü-
fung nicht, kann die Ausbildung verlängert werden. Der Ausbil-
den de ist verpflichtet, dem zuzustimmen und den Berufsausbil-
dungsvertrag zu verlängern.

In Ausnahmefällen kann die zuständige Stelle auf Antrag des Aus-
bildenden die Ausbildungszeit verlängern, wenn die Verlängerung 
erforderlich ist, um das Ausbildungsziel zu erreichen.

Solche Ausnahmefälle sind z.B.:

u erkennbare schwere Mängel der Ausbildung

u  längere Ausfallzeiten, die vom Auszubildenden nicht zu vertre-
ten sind (z.B. Krankheit)

Ausbildungsvergütung
Der Ausbildende muss dem Auszubildenden eine angemessene 
Vergütung bezahlen. Sie richtet sich nach dem Alter des Auszubil-
denden und der Dauer der Berufsausbildung. Eine Mindestvergü-
tung ist nicht festgeschrieben.
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Wenn für den Ausbildungsbetrieb eine verbindliche Tarifregelung 
gilt, dürfen im Ausbildungsvertrag keine niedrigeren Vergütungs-
sätze vereinbart werden. Informationen hierzu erhält man beim Be-
triebsrat, der Jugend- und Auszubildendenvertretung oder bei den 
jeweiligen Gewerkschaften.
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– Durchschnittliche monatliche Beträge in Euro –

Ausbildungsvergütungen in 20 ausgewählten Berufen 2015

IH = Industrie und Handel
Hw = Handwerk
Lw = Landwirtschaft
FB = Freie Berufe
ÖD = Öffentlicher Dienst
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Ausbildungsstätte
Auszubildende dürfen nur eingestellt werden, wenn die Ausbil-
dungsstätte für die Berufsausbildung geeignet ist. Will ein Betrieb 
ausbilden, muss eine genügende Ausstattung sowie qualifiziertes 
Personal vorhanden sein.

Am besten wäre es, wenn jeder Ausbildungsbetrieb alle für einen 
Beruf nötigen Fertigkeiten und Kenntnisse vermitteln könnte. Dies 
ist in kleineren Unternehmen jedoch häufig nicht möglich. In sol-
chen Fällen kann nur ein Ausgleich durch Ausbildungsmaßnahmen 
außerhalb der Ausbildungsstätte geschaffen werden, beispielsweise 
in Lehr werkstätten oder überbetrieblichen Ausbildungseinrichtun-
gen bei den Hand werkskammern oder Innungen.

Prüfungen
Bei der Ausbildung in anerkannten Ausbildungsberufen werden 
Zwischen- und Abschlussprüfungen durchgeführt. Die Zwischen-
prüfung findet je nach Ausbildungsberuf nach einem, anderthalb 
oder zwei Aus bil dungsjahren statt. Der Betrieb hat den Auszubil-
denden für diesen Tag freizustellen.

Anerkannte Ausbildungsberufe:

Es gibt über 350 nach dem 
Berufsbildungsgesetz geregelte 
Ausbildungsberufe, die 13 Be-
rufsfeldern zugeordnet werden.
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Für die Zulassung zur Abschlussprüfung müssen folgende Voraus-
setzungen erfüllt sein:
u  Einhalten der Ausbildungszeit
u  Beendigung der Ausbildungszeit nicht später als 2 Monate nach 

dem Prüfungstermin
u  Teilnahme an der Zwischenprüfung
u  Führen des vorgeschriebenen schriftlichen Ausbildungsnach-

weises (Berichtsheft)
Organisation und Durchführung der Zwischen- und Abschlussprü-
fung obliegen den zuständigen Stellen.
Nach bestandener Prüfung erhält der Auszubildende ein Zeugnis 
der zuständigen Stelle und ein Abschlusszeugnis der Berufsschule.
In einigen Ausbildungsberufen wurde die gestreckte Abschluss-
prüfung eingeführt.

Arbeitszeugnis
Alle Arbeitnehmer haben bei Beendigung ihrer Tätigkeit einen An-
spruch auf ein schriftliches Zeugnis des Arbeitgebers. Dies gilt auch 
für Auszubildende nach Beendigung ihres Ausbildungsverhältnisses. 
Das Arbeitszeugnis spielt bei der Bewerbung eine wesentliche 
Rolle. Es beschreibt die Person und vermittelt einen ersten wich-
tigen Eindruck. Einerseits müssen die Aussagen der Wahrheit ent-
sprechen, andererseits dürfen keine negativen Formulierungen 
enthalten sein. Das berufliche Fortkommen des Beurteilten darf 
nicht ungerechtfertigt erschwert werden.
Grundsätzlich unterscheidet man zwei Arten von Arbeitszeugnis-
sen: das einfache und das qualifizierte Arbeitszeugnis.
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1.  Recherchieren Sie im Internet oder in Broschüren die derzeit 
gängigen Formulierungen für Arbeitszeugnisse.

2.  Verfassen Sie ein gutes bzw. schlechtes qualifiziertes Arbeits-
zeugnis für einen Auszubildenden in Ihrem Ausbildungsberuf.

Einfaches Arbeitszeugnis:

Es ist ein Tätigkeitsnachweis und 
enthält folgende Fakten:
u Personalien
u  Dauer und Beschreibung der 

ausgeübten Tätigkeit
Bewertung und Beurteilung der 
Leistung des Mitarbeiters fehlen.

Qualifiziertes Arbeitszeugnis:

Es beinhaltet über die einfachen 
Daten des Arbeitszeugnisses 
 hinaus besondere fachliche Fä-
higkeiten sowie eine Bewertung 
von Leis tung und Verhalten des 
Arbeitnehmers.

Gestreckte Abschlussprüfung:

Sie besteht aus Teil 1 (entspricht 
Zwischenprüfung) und Teil 2 
(entspricht Abschlussprüfung).
Die Gesamtprüfungsnote berech-
net sich aus den erbrachten Leis-
tungen in beiden Prüfungsteilen. 
Bei den anderen Berufsabschluss-
prüfungen findet das Ergebnis 
der Zwischenprüfung keine Be-
rücksichtigung.

Beendigung des Berufsausbildungs-
verhältnisses – Kündigung
Die Voraussetzungen für eine Kündigung sind gesetzlich festge-
legt. Jugendliche und Auszubildende genießen einen besonderen 
Kündigungsschutz.

Nur während der Probezeit kann ohne Angabe von Gründen und 
ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist vom Ausbildenden und vom 
Auszubildenden schriftlich gekündigt werden.

Nach der Probezeit kann nur aus wichtigem Grund (siehe Kap. 5) 
gekündigt werden.

Der Auszubildende kann nach der Probezeit mit einer Kündigungs-
frist von vier Wochen kündigen, wenn er die Berufsausbildung auf-
geben oder sich für eine andere Berufstätigkeit ausbilden lassen 
will (§ 22 BBiG).

Probezeit:

Die Probezeit beträgt zwischen 
einem Monat und vier Monaten.
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Aufhebungsvertrag
Im gegenseitigen Einvernehmen kann das Berufsausbildungsver-
hältnis jederzeit aufgehoben werden.
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Welcher Unterschied besteht zwischen einer Kündigung wäh-
rend und einer Kündigung nach der Probezeit?

Das BBiG regelt die Rechte und Pflichten der Vertragspartner in einem anerkannten Berufsaus-
bildungsverhältnis.

Personal und Ausstattung der Ausbildungsstätte müssen für die Berufsausbildung geeignet sein.

Die Dauer der Berufsausbildung beträgt je nach den Anforderungen des Ausbildungsberufes 
zwischen zwei und dreieinhalb Jahren.

Während der Probezeit können Ausbildender und Auszubildender das Berufsausbildungsver-
hältnis ohne Angabe von Gründen kündigen.

Zusammenfassung

1.  Ein Auszubildender in einem Metall verarbeitenden Betrieb wäscht während der Arbeitszeit 
den Wagen des Gesellen.

 Ist dies zulässig? Begründen Sie Ihre Antwort.

2.  Wo ist die Höhe der Ausbildungsvergütung festgelegt, wenn keine verbindliche Tarifrege-
lung vorliegt?

Wissens-Check

Ausbildung abgebrochen
In Deutschland wurden im Jahr 2013 insgesamt 148 900 Ausbildungsverträge vorzeitig gelöst.

Quelle: Bundesinstitut für Berufsbildung (2015) © Globus10286

In der Probezeit/
im 1. Aus-
bildungsjahr

Im 2. Aus-
bildungsjahr

Im 3. und 4. Ausbildungsjahr

Wann?

64,9 %

24,5

10,7

Gelöste Verträge in Prozent der begonnenen
Ausbildungsverträge

Wo?

Handwerk 33,6 %

27,7

25,5

23,9

21,6

6,4

25,0

Hauswirtschaft

Freie Berufe

insgesamt

Landwirtschaft

Industrie und Handel

Öffentl.
Dienst
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Jugendarbeitsschutz-
gesetz (JArbSchG)

In vielen Ländern der Erde ist 
der Jugendarbeitsschutz nicht 
selbstverständlich.

Das Foto zeigt ein Mädchen 
aus dem indischen Bundes-
staat Bihar, das in einer Fab-
rik in Guwahati (Assam) ge-
brannte Ziegel schleppt.

Das Jugendarbeitsschutzgesetz regelt den besonderen Arbeits-
schutz für Jugendliche, die sich in einem Arbeits- oder Berufsaus-
bildungsverhältnis befinden.

Das Gesetz gilt für alle Jugendlichen bis zur Vollendung des 18. Le-
bensjahres. Es ist unerheblich, ob sich die Jugendlichen in der 
Berufsausbildung befinden, oder ob sie als Arbeitnehmer, Heim-
arbeiter oder in ähnlichen Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnissen 
beschäftigt sind.

Das Jugendarbeitsschutzgesetz wird häufig mit dem Jugendschutz-
gesetz verwechselt, welches dem Schutz der Jugendlichen in der 
Öffentlichkeit dient.

Mindestalter
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Arbeitsverhältnis:

Es liegt vor, wenn eine Person 
aufgrund eines privatrechtlichen 
Vertrages im Dienst eines ande-
ren zur Arbeit verpflichtet ist und 
unselbstständige Dienste gegen 
Entgelt leistet.

Jugendschutzgesetz:

Es regelt den Verkauf und die 
Abgabe von Tabak, Alkohol, 
 Filmen und Computerspielen 
sowie den Aufenthalt in 
 Diskotheken und Gaststätten.
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Kind ist, wer noch nicht 15 Jahre alt ist (§ 2 Abs. 1 JArbSchG).

Jugendlicher ist, wer 15, aber noch nicht 18 Jahre alt ist (§ 2 
Abs. 2 JArbSchG).

Kinder dürfen nicht beschäftigt werden (§ 5 Abs. 1 JArbSchG).
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Arbeitszeit

Ruhepausen
Jugendliche müssen spätestens nach viereinhalb Stunden Arbeit 
eine Pause einlegen. Deren Länge richtet sich nach der Gesamt-
arbeitszeit:

u  30 Minuten bei einer Gesamt arbeitszeit von viereinhalb bis sechs 
Stunden

u  60 Minuten bei einer Gesamt arbeitszeit von mehr als sechs Stunden

Generell gilt eine Arbeitsunterbrechung nur dann als Ruhepause, 
wenn sie mindestens 15 Minuten dauert.

Freizeit und Urlaub
Jugendliche müssen nach ihrer täglichen Arbeitszeit mindestens 
zwölf Stunden ununterbrochene Freizeit haben. 

In Abhängigkeit von seinem Alter zu Beginn eines Kalenderjahres 
steht dem jugendlichen Auszubildenden eine unterschiedliche An-
zahl von Urlaubstagen mindes tens zu (§ 19 JArbSchG):

u  Ist der Auszubildende noch keine 16 Jahre alt, beträgt sein Jah-
resurlaub mindestens 30 Werktage.

u  Ein noch nicht 17 Jahre alter Auszubildender hat Anspruch auf 
mindestens 27 Werktage Urlaub.

u  Für noch nicht 18 Jahre alte Auszubildende umfasst der Jahres-
urlaub mindestens 25 Werktage.
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Jugendliche dürfen nicht mehr als acht Stunden täglich und 
nicht mehr als 40 Stunden wöchentlich beschäftigt werden (§ 8 
Abs. 1 JArbSchG).

Wenn an einzelnen Werktagen die Arbeitszeit auf weniger als 
8 Stunden verkürzt ist, können Jugendliche an den übrigen 
Werktagen der Woche achteinhalb Stunden beschäftigt wer-
den (§ 8 Abs. 2a JArbSchG).

Tägliche Arbeitszeit ist die Zeit vom Beginn bis zum Ende der täg-
lichen Beschäftigung ohne Ruhepausen (§ 4 Abs. 1 JArbSchG).

Junge Bäcker dürfen eine Stunde 
später mit der Arbeit beginnen.
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